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über den Entwurf eines Gesetzes 

über die Aufhebung von Gesetzen auf dem Gebiet der Fischerei in der Ostsee 

- Drudesache 548 - 


I. Bericht des Abgeordneten Struve: 


Die Aufhebung der in dem Gesetzentwurf — 
Drucksache 548 — in § 1 Nr. 1 bis 3 genannten Ge- 
setze ist aus folgenden Gründen notwendig: 


Zu § 1 Nr. 1 

Das dem Gesetz zugrunde liegende internationale 
Übereinkommen über die Schollen- und Flundern- 
fischerei in der Ostsee ist durch den Krieg und 
seine Folgen — insbesondere durch die staatsrecht- 
lichen Veränderungen bei einem Teil der Vertrags- 
partner — als aufgehoben zu betrachten. 


Zu § 1 Nr. 2 

Die jährliche Flundernschonzeit vom 1. Februar 
bis 31. März (nicht 31. Mai, wie es infolge eines 
Schreibfehlers in der Begründung zum Gesetzent- 


wurf heißt) hat sich als biologisch zwecklos und 
wirtschaftlich nachteilig für die deutschen Ostsee- 
fischer erwiesen. Die anderen Ostseerandstaaten 
haben eine Schonzeit in dieser Form auch nicht 
mehr. 

Zu § 1 Nr. 3 

Der jährlichen Schonzeit für Sprotten vom 
15. Mai bis 15. August lagen überwiegend wirt- 
schaftliche Erwägungen zugrunde. Diese Voraus- 
setzungen haben sich geändert. Aus biologischen 
Gründen bestehen gegen die Aufhebung des Ge- 
setzes auch kei#e Bedenken. 

Bonn, den 8. September 1954 

Struve 

Berichterstatter 


II. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf — Drucksache 548 — mit den 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Änderungen zuzustimmen. 

Bonn, den 8. September 1954 

Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

Bauknecht Struve 

Vorsitzender Berichterstatter 


Druck: Bonaer Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20, 
Telefon 3551 



Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über die Aufhebung von Gesetzen 
auf dem Gebiet der Fischerei in der Ostsee 
- Drucksache 548 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(26. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes über die Aufhebung 
von Gesetzen auf dem Gebiet der Fischerei 
in der Ostsee 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Die nachfolgenden Gesetze werden auf- 
gehoben: 

1. Gesetz über das zwischen Deutschland, 
Dänemark, Danzig, Polen und Schweden 
geschlossene Übereinkommen über die 
Regelung ider Schollen- und Flundern- 
fischerei in der Ostsee vom 9. August 1930 
(Reichsgesetzbl. II S. 1191), 

2. Gesetz zum Schutze der Flundernfischerei 
in der Ostsee vom 30. April 1934 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 354) in der Fassung des Ge- 
setzes zur Änderung der Gesetze zum 
Schutze der Nordseeschollenfischerei, der 
Flundernfischerei in der Ostsee und der 
Sprottenfischerei in der Ostsee vom 
17. Juni 1936 (ReichsgesetzbJ. I S. 492), 


3. Gesetz zum Schutze der Sprottenfischerei 
in der Ostsee vom 14. August 1934 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 773) in der Fassung des Ge- 
setzes zur Änderung der Gesetze zum 
Schutze der Nordseeschollenfischerei, der 
Flundernfischerei in der Ostsee und der 
Sprottenfischerei in der Ostsee vom 17. Juni 
1936 (Reichsgesetzbl. I S. 492). 

§ 2 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, 
wenn das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt . 

_ § 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Beschlüsse des 2 6. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über die Aufhebung 
von Gesetzen auf dem Gebiet der Fischerei 
in der Ostsee 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

Die nachfolgenden Gesetze werden auf- 
gehoben: 

1. unverändert 


2. unverändert 


2 a. Ausführungsanweisung zum Gesetz zum 
Schutz der Flundernfischerei in der Ost- 
see vom 30. April 1934 vom 28. Januar 
1938 (RAnz. Nr. 40), 

3. unverändert 


§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§3 

unverändert 


2 



